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100.000 Mitglieder angehört haben 

sollen, verfehlt sei. Allerdings sei eine 

neue Entwicklung dahingehend zu be­

obachten, dass zwischen volksrepubli­

kanischen Triaden und ähnlichen, zum 

Teil sehr mächtigen Gruppen in Hong 

Kong und Taiwan Allianzen entstün­

den und neue Stützpunkte gegründet 

würden (ebenda).

Die Nachricht erscheint auch deshalb 

bemerkenswert, weil sich die offizielle 

chinesische Seite bislang nicht bereit 

gefunden hatte, dieses Problem einzu­

gestehen. welches in den der VR Chi­

na benachbarten Regionen bereits seit 

längerem ein wiederkehrendes Thema 

der Medienberichterstattung ist. -hol-

Wissenschaft, Bildung, 

Gesellschaft, Kultur

22 Ergebnisse des Projekts der

Periodisierung der Frühge­

schichte

Die Periodisierung der Frühgeschich­

te Chinas war ein vom Staat initi­

iertes wissenschaftliches Schwerpunkt­

projekt, das innerhalb des 9. Fünf­

jahrplans (1996-2000) beendet werden 

sollte. Mitte September 2000 wurde 

der erfolgreiche Abschluss des Projek­

tes verkündet (vgl. RMRB, 19.9.00), 

und im November wurden nun die mit 

großer Spannung erwarteten Ergebnis­

se bekannt gegeben. Von Beginn an 

wurde das Projekt in der Öffentlich­

keit mit großem Interesse verfolgt; ins­

besondere dem Staat, der das Pro­

jekt finanziert hat, lag daran, dass die 

Historizität der Xia-Dynastie wissen­

schaftlich bewiesen und eine Chrono­

logie der ersten „drei Dynastien“ Xia, 

Shang und Zhou aufgestellt wurde. 

Denn vor dem Hintergrund des neuen 

Nationalismus ist das Bild von China 

als einer der ältesten Nationen, wenn 

nicht gar der ältesten kontinuierlich 

bestehenden „Nation“ der Welt mit ei­

ner „jahrtausendealten“ Kultur unver­

zichtbarer und von der Partei unabläs­

sig propagierter Bestandteil des chine­

sischen Selbstverständnisses.

Nach traditioneller Datierung begann 

die Xia-Dynastie 2205 v.Chr., die 

Shang-Dynastie 1766 v.Chr. und die

Zhou-Dynastie 1122 v.Chr. Diese Pe­

riodisierung haben kritische Histori­

ker in den 1920er und 30er Jahren 

im Rahmen der Bewegung für eine 

neue Kultur umgestoßen und samt der 

Xia-Dynastie ins Reich der Mytholo­

gie verwiesen. Sie setzten den Beginn 

der chinesischen Geschichte im Sinne 

quellenmäßig belegter, gesicherter his­

torischer Daten sehr viel später an. 

Seitdem war die Periodisierung der 

frühen Geschichte Chinas ein ungelös­

tes Problem, wenngleich die meisten 

chinesischen Historiker und Archäolo­

gen bis heute dazu neigten, die Exis­

tenz der Xia-Dynastie nicht in Frage 

zu stellen.

Federführend bei dem Projekt war die 

Akademie der Sozialwissenschaften. 

Über fünf Jahre lang hatte eine multi­

disziplinäre Forschergruppe von rund 

200 Wissenschaftlern an dem Pro­

jekt gearbeitet. Beteiligt waren Histo­

riker, Archäologen, Astronomen, Phy­

siker und Mathematiker (vgl. GMRB, 

22.9.00, C4); gerade die immer wie­

der betonte Beteiligung von Natur­

wissenschaftlern soll suggerieren, dass 

das Projekt eindeutige, unumstößli­

che Wahrheiten erbracht hat. Anfang 

November wurden die Ergebnisse auf 

einer Pressekonferenz verkündet und 

zugleich zwei Veröffentlichungen vor­

gelegt, nämlich in Kurzform ein „Be­

richt über die Ergebnisse des Projekts 

zur Periodisierung der Xia-, Shang- 

und Zhou-Dynastie in der Planperi­

ode 1996-2000“ sowie eine „Jahresta­

fel“ (nianbiao) dieser drei Dynastien. 

Anhand der Jahrestafel, so heißt es, 

sei die chronologisch belegte Geschich­

te Chinas nunmehr um über 1.200 

Jahre vorzuverlegen (RMRB, GMRB, 

10.11.00, S.l), zurückgerechnet vom 

ersten gesicherten Datum 841 v.Chr., 

das der Historiograph Sima Qian (um 

200 v.Chr.) überliefert hat.

Nach den Erkenntnissen der Forscher 

begann die Xia-Dynastie etwa 2070 

v.Chr. Ihr Ende und der Beginn 

der Shang-Dynastie werden auf 1600 

v.Chr. und der Beginn der Zhou- 

Dynastie auf 1046 v.Chr. datiert. Au­

ßerdem sind in der Chronologie für die 

Westliche Zhou-Zeit die Regierungs­

jahre von zehn Königen und für die 

späte Shang-Zeit die Regierungsjah­

re von zwölf Königen genau ange­

geben (ebd.). Im Einzelnen sind die 

Forschungen über die drei Dynastien 

in Artikeln in der Guangming-Zeitung 

dargelegt (vgl. GMRB, 17.11.00, C4). 

Dort sind die Königsreihen für die 

Westliche Zhou- und die späte Shang- 

Dynastie aufgeführt, und es werden 

die Quellen und Methoden genannt, 

die die Forscher verwendet haben. 

Zu den Hauptquellen zählen archäo­

logische Funde, deren Alter mit mo­

dernen Messmethoden bestimmt wur­

de, überlieferte Himmelserscheinun­

gen, die mit Erkenntnissen der mo­

dernen Astronomie analysiert wurden, 

sowie Schriftfunde auf Orakelknochen 

und Bronzeinschriften.

Bereits diese Artikel, die ja nicht für 

die Fachwelt, sondern für die Öffent­

lichkeit bestimmt sind und eigentlich 

den Eindruck erwecken sollen, die For­

schungsergebnisse lägen eindeutig und 

in autoritativer Form vor, lassen bei 

näherem Hinschauen erkennen, dass es 

nach wie vor eine ganze Reihe offe­

ner Fragen gibt, die auch nach Ab­

schluss des Forschungsprojektes kei­

neswegs zu beantworten sind. Schrift­

liche Quellen liegen aus der Shang- 

und Zhou-Zeit vor, für die Xia-Zeit 

sind sie noch nicht schlüssig nachge­

wiesen (vgl. C.a., 2000/4, Ü 27). Blei­

ben schon die Anfänge der Shang- 

Dynastie im Dunkeln, so erst recht 

die gesamte Xia-Dynastie. Für diese 

haben sich die Wissenschaftler haupt­

sächlich auf die Ausgrabungen von Er- 

litou in Henan (östlich von Luoyang 

gelegen) gestützt, dessen Kultur sich 

über ein Gebiet in Süd-Shanxi und 

West-Henan erstreckt haben soll. Nun 

kann an der Existenz der Erlitou- 

Kultur kein Zweifel bestehen, auch 

am Alter dieser Kultur nicht, aber 

wie schon vor Projektbeginn scheint 

es auch nach Abschluss des Projektes 

keine hinreichenden Beweise zu geben, 

dass diese Kultur der Xia-Dynastie 

zuzuordnen ist. Genau diese Zuord­

nung haben die Forscher jedoch vor­

genommen, und damit gehen sie wie 

selbstverständlich von der Historizität 

der Xia-Dynastie aus, ohne dafür al­

lerdings stichhaltige Nachweise zu lie­

fern. Wie es in dem Artikel zur Xia- 

Dynastie heißt, ordnet nunmehr „eine 

Vielzahl von Wissenschaftlern“ (duo- 

shu xuezhe) die Erlitou-Kultur der 

Xia-Kultur zu, womit indirekt gesagt 

ist, dass nicht alle Wissenschaftler die­

se Auffassung teilen.

Es ist sicherlich nicht abwegig, an­

zunehmen, dass sich die Forscher bei 

Beginn der Arbeit an gewisse Staat- 
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liehe Vorgaben zu halten hatten, zu 

denen u.a. gehört zu haben scheint, 

dass Zweifel an der Existenz der Xia- 

Dynastie möglichst auszuschalten sei­

en. Zu dieser Vermutung passt auch, 

dass man sich in Bezug auf die bislang 

umstrittene Dauer der postulierten 

Xia-Dynastie auf die längere Dauer ei­

nigte. Unter den zwei Hauptansichten, 

dass die Xia-Dynastie 471 oder 431 

Jahre umfasste, hat man sich jetzt für 

die erste Version entschieden, wobei 

eine wissenschaftliche Begründung für 

diese Entscheidung jedoch fehlt. Mag 

sein, dass sie in dem ausführlicheren 

Forschungsbericht enthalten ist, dann 

wird sie in der Fachwelt diskutiert 

werden müssen - ebenso wie alle ande­

ren offenen Fragen. Erst wenn die aus 

diesem Projekt hervorgegangenen Er­

gebnisse in der internationalen Fach­

welt Anerkennung finden, kann von ei­

nigermaßen gesicherten Erkenntnissen 

gesprochen werden. Bis dahin sind sie 

mit Skepsis zu betrachten - und als 

Ausfluss einer kulturchauvinistischen 

Haltung. (Für Hintergrundinformatio­

nen danke ich Dr. Stephan Peter Bum- 

bacher.) -st-

23 Neustrukturierung

der Hochschullandschaft

Die Neustrukturierung der Hochschul­

landschaft in China, ein wichtiges Ziel 

der Mitte der achtziger Jahre ein­

geleiteten Hochschulreform, ist jetzt 

im Wesentlichen abgeschlossen. Auf 

einer Arbeitstagung zu diesem The­

ma wurde kürzlich Bilanz gezogen 

und die diesbezügliche Politik als er­

folgreich bezeichnet (GMRB, 1.11.00, 

S.l). Wenige Tage nach der Konfe­

renz wurden auf einer Pressekonferenz 

des Bildungsministeriums neue Anga­

ben zum Stand der Neuordnung der 

Hochschulen gemacht, durch die die 

im Oktober bekannt gewordenen Zah­

len (wiedergegeben in C.a., 2000/10, 

Ü 22) überholt sind.

Seit 1992, dem Jahr, in dem die Politik 

der „Gemeinsamen Gründung, Neu­

ordnung, Zusammenarbeit und Zu­

sammenlegung“ von Hochschulen be­

gann, waren von der Reform alle 31 

Provinzen und rund 60 Organe der 

Zentralregierung sowie über 900 Hoch­

schulen betroffen, wie der Sprecher 

des Ministeriums erläuterte. Im Jahre 

1994 verfügte China mit 1.080 Hoch­

schulen über die höchste Zahl an regu­

lären Einrichtungen des tertiären Bil­

dungssektors. Seitdem hat sich diese 

Zahl deutlich verringert, nämlich um 

62 auf heute 1.018 Hochschulen. Noch 

drastischer fiel die Reduzierung bei 

den Erwachsenen-Hochschulen aus: 

Gab es 1990 noch 1.321 dieser nichtre­

gulären Hochschulen, so sind es jetzt 

nur noch 811, d.h. 510 sind durch 

Schließung wegen zu niedrigen Stan­

dards oder durch Zusammenlegung 

verschwunden. (GMRB, 7.11.00, S.3)

Allein durch Zusammenlegung wur­

de die Zahl der Hochschulen um 

324 verringert, aus 556 Hochschulen 

(darunter 387 reguläre Hochschulen 

und 169 Erwachsenen-Hochschulen) 

sind 232 Hochschulen entstanden. Von 

diesen sind jetzt 212 reguläre und 

20 Erwachsenen-Hochschulen (ebd.). 

Wichtige Gründe für die Zusammenle­

gung waren neben Rationalisierungs­

effekten die Stärkung kleiner, uneffek­

tiver Hochschulen sowie die Schaffung 

neuer großer Universitäten mit umfas­

sendem Fächerangebot, insbesondere 

durch die Integration einiger medizini­

scher Schwerpunkthochschulen in Uni­

versitäten, die dem Bildungsministeri­

um unterstehen. Eine Reihe von auf 

diese Weise erweiterten Universitäten 

soll durch diese Maßnahme zu Spit­

zenuniversitäten mit Weltniveau ent­

wickelt werden (sog. ,Projekt 211“).

Eine weitere wichtige Maßnahme der 

Neustrukturierung war die Neurege­

lung der Zuständigkeiten. Früher war 

das Hochschulsystem stark zentrali­

siert, d.h. die meisten Universitä­

ten unterstanden der Zentralregie­

rung. Für eine große Zahl von ih­

nen wurde die Zuständigkeit geän­

dert. Hierbei gibt es mehrere Vari­

anten: Zum einen wurden Hochschu­

len teilweise oder ganz lokalisiert, d.h. 

Institutionen, die bislang der Zentra­

le unterstanden, werden jetzt gemein­

sam von der Zentral- und der jewei­

ligen Provinzregierung verwaltet oder 

gehen ganz in die Zuständigkeit ei­

ner Provinz über. Hauptgrund für die­

se Regelung ist, dass die Zentralregie­

rung die zunehmenden Kosten für das 

Hochschulwesen nicht mehr allein tra­

gen kann, sodass sich die Provinzen 

beteiligen müssen; diese erhalten dafür 

mehr Mitspracherechte und Entschei­

dungsbefugnisse. Zum anderen wur­

den zahlreiche Hochschulen, die ver­

schiedenen Branchenministerien zuge­

ordnet waren, dem Bildungsministeri­

um unterstellt, und zwar nicht nur auf 

der zentralen Ebene, sondern entspre­

chend auch auf Provinzebene.

Die weitgehende Vereinheitlichung der 

Zuständigkeit beim Bildungsministe­

rium wird aus folgender Angabe deut­

lich: Im Jahre 1994 waren noch 367 re­

guläre Hochschulen 62 verschiedenen 

Organen des Staatsrates unterstellt, 

während heute nur noch zehn Organe 

der Zentralregierung rund 120 Hoch­

schulen verwalten. Von diesen sind 71 

direkt dem Bildungsministerium und 

etwa 50 anderen Ministerien zugeord­

net (ebd.).

Laut Angaben des Sprechers des Bil­

dungsministeriums sind die Lokalre­

gierungen ganz oder zur Hauptsache 

für 896 reguläre Hochschulen und 756 

Erwachsenen-Hochschulen zuständig 

(ebd.). Legt man die oben genannte 

Zahl von derzeit 1.018 regulären Hoch­

schulen zugrunde, so scheint die An­

gabe, nach der rund 120 Hochschu­

len der Zentrale direkt unterstellt sind, 

zu stimmen. Von den insgesamt 811 

Erwachsenen-Hochschulen sind dem­

nach nur 55 der Zentralregierung un­

terstellt. -st-

24 Historiker Hu Sheng gestor­

ben

Anfang November verstarb in Shang­

hai im Alter von 82 Jahren Hu 

Sheng, einer der bekanntesten und ein­

flussreichsten Historiker der Volksre­

publik China. Hu wurde 1918 in Su­

zhou (Jiangsu) geboren. Er studier­

te an der Beida und betätigte sich 

frühzeitig politisch. Mit zwanzig Jah­

ren trat er bereits in die KPCh ein. 

Bekannt wurde Hu Sheng durch sei­

ne autoritativen Geschichtswerke zur 

modernen Geschichte Chinas, vor al­

lem durch sein Werk „Der Imperia­

lismus und Chinas Politik“ (Diguo- 

zhuyi yu Zhongguo Zhengzhi, 1948) 

und seinen „Überblick über die mo­

derne Geschichte Chinas von 1840- 

1919“ (Zhongguo Jindaishi Tigang 

1840-1919} aus den fünfziger Jah­

ren. Hu Sheng war ein orthodox­

marxistischer Historiker, dessen Inter­

pretationen der modernen Geschich­

te Chinas die Parteilinie widerspiegel­

ten. 1982 wurde er Leiter des ZK- 

Instituts zur Erforschung der Partei­

geschichte. Von 1985 bis 1998 war 
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er Präsident der Chinesischen Aka­

demie der Sozialwissenschaften. Da­

neben bekleidete er zahlreiche po­

litische Ämter (ZK-Mitglied, NVK- 

Abgeordneter u.a.). (Vgl. seine Bio­

graphie in RMRB, GMRB, 13.11.00.)

Aufgrund seiner orthodoxen Ausrich­

tung wirkte Hu Sheng in der Reform­

ära, die auch für die Geschichtswissen­

schaft eine vorsichtige Liberalisierung 

in Form der Abkehr von der Theo­

rie des Klassenkampfes und des Anti­

imperialismus mit sich brachte, nicht 

mehr zeitgemäß; er veröffentlichte nur 

noch wenige Artikel. Von seinem wis­

senschaftlichen Ansatz, die moderne 

Geschichte Chinas hauptsächlich un­

ter dem Aspekt des Antiimperialis­

mus und Antifeudalismus zu betrach­

ten, ist er im Grunde bis zum Schluss 

nicht abgerückt, -st-

25 Gründung der Konfuzius- 

Universität in Shenzhen

Ende November 2000 wurde in Shen­

zhen die „Chinesische Konfuzius-Uni­

versität“ (Zhongguo Kongzi Daxue) 

gegründet. Es handelt sich dabei um 

eine nichtstaatliche (jninbari), also aus 

privaten Mitteln finanzierte Univer­

sität. Initiatoren waren interessierte 

Kreise aus China selbst und Aus­

landschinesen, die der Meinung sind, 

dass der durch Konfuzius repräsentier­

te Konfuzianismus (ruxue) als Grund­

lage der traditionellen nationalen Kul­

tur Chinas für das Nationalgefühl und 

die Identität der Chinesen auch im 

21. Jahrhundert eine nicht zu ersetzen­

de Bedeutung habe. Nach ihrer Auf­

fassung „solle der Konfuzianismus im 

neuen Jahrhundert neue Lebenskraft 

entfalten und seinen Beitrag für die 

Weiterentwicklung der menschlichen 

Gesellschaft leisten“. Die Gründer 

der neuen Universität sind der Ver­

band chinesischer patriotischer Pro­

jekte, die Internationale Konfuzianis­

mus-Gesellschaft, das Zentrale Päda­

gogische Institut und das Soziologi­

sche Institut der Chinesischen Akade­

mie der Sozialwissenschaften.

Mit der Universitätsgründung wird 

das Ziel verfolgt, der Welt die „glän­

zende chinesische Kultur“ zu vermit­

teln und den Austausch Chinas mit 

anderen Kulturen in aller Welt zu för­

dern. Die Konfuzius-Universität wird 

Studiengänge auf tertiärer Ebene bie­

ten und sich zur Aufgabe machen, 

Lehre und Forschung sowie Dienst 

an der Gesellschaft zu verbinden. An 

der Universität sollen namhafte For­

scher versammelt werden, die sich in 

Lehre und Forschung sowie sonstigen 

akademischen Aktivitäten der Auf­

gabe widmen, „die durch Konfuzius 

repräsentierte hervorragende traditio­

nelle Kultur Chinas zu verbreiten“. 

Die Universität wird 16 Fachberei­

che umfassen; u.a. werden Fakultäten 

für Konfuzianismus, Geschichte und 

Kultur, Rechtswissenschaft, Biowis­

senschaften und Finanzwissenschaft 

eingerichtet. (Vgl. RMRB, 28.11.00, 

S.5)

Damit stellt sich die Konfuzius- 

Universität als eine durchaus moder­

ne tertiäre Bildungseinrichtung dar, 

die es sich zur Aufgabe macht, gut 

qualifizierte Professoren zu engagieren 

und eine qualitativ hochstehende Aus­

bildung zu bieten, die keineswegs auf 

die traditionelle konfuzianische Kul­

tur beschränkt sein soll. Nicht zufällig 

wurde als Standort für die Konfuzius- 

Universität eine der modernsten Städ­

te Chinas gewählt, die von Beziehun­

gen zum Ausland lebt. Das Beson­

dere ist ihr Anspruch, den Konfuzia­

nismus für die Gegenwart und Zu­

kunft zu einer lebendigen Kraft wer­

den zu lassen, d.h. seine Bedeutung 

für das moderne Zeitalter unter Be­

weis zu stellen und ihn in die mo­

dernen Wissenschaften zu integrieren. 

Dabei sollen die Aktivitäten der Uni­

versität nicht nur in China selbst, son­

dern vor allem außerhalb Chinas ih­

re Wirkung entfalten. Der Unterstüt­

zung speziell durch Auslandschinesen 

kann sich die Konfuzius-Universität si­

cher sein. Wie weit sie in Festland­

china selbst Wirkung zeitigen wird, 

hängt zu einem großen Teil davon 

ab, ob die Kommunistische Partei das 

Projekt aktiv unterstützt. Grundsätz­

lich heißt sie Unternehmungen wie die 

1984 gegründete Konfuzius-Stiftung, 

die 1994 gegründete Internationa­

le Konfuzianismus-Gesellschaft oder 

Forschungszentren für die Konfuzius- 

oder Konfuzianismus-Forschung gut. 

Dies wird nicht zuletzt dadurch be­

legt, dass bei derartigen Unterneh­

mungen immer auch offizielle Vertre­

ter der Partei oder Regierung einge­

bunden sind. Dies ist auch bei der 

Konfuzius-Universität der Fall: Präsi­

dent soll mit Xu Jialu einer der Vize­

präsidenten des Ständigen Ausschus­

ses des NVK werden. Da eine solche 

Beteiligung üblich ist, besagt sie noch 

nicht viel, zumal es sich bislang immer 

um Politiker aus dem zweiten oder 

dritten Glied gehandelt hat. Jeden­

falls hat sich noch kein Spitzenpoliti­

ker in dieser Richtung engagiert. Die 

Frage ist letztlich, ob die Partei den 

Konfuzianismus weiterhin nur für ih­

ren neuen Nationalismus instrumen­

talisieren will oder ob sie bereit ist, 

dem Konfuzianismus im 21. Jahrhun­

dert tatsächlich zu einer echten Re­

naissance zu verhelfen, von der man­

che Kreise in China und anderswo 

in Ostasien träumen (vgl. dazu C.a., 

92/10, Ü 22). Im ersten Fall wäre 

die Konfuzius-Universität eine Hoch­

schule wie viele andere, die sich nur 

dadurch unterschiede, dass sie in be­

sonderem Maße von Auslandschinesen 

unterstützt wird und Konfuzianismus- 

Studien an ihr einen Schwerpunkt bil­

den. Im zweiten Fall könnten von ihr 

Impulse für eine Wiederbelebung des 

Konfuzianismus in dem Sinne ausge­

hen, dass die konfuzianische Ethik und 

die moderne Wissenschaft auf frucht­

bare Weise miteinander verschmolzen 

werden, -st-

26 Fünfte Volkszählung

Vom 1. bis 15. November 2000 wur­

de in China die fünfte Volkszäh­

lung seit Bestehen der Volksrepublik 

durchgeführt. Die ersten vier Volks­

zählungen fanden 1953, 1964, 1982 

und 1990 statt. Sie sollen seit dem 

vierten Zensus alle zehn Jahre ver­

anstaltet werden. Ursprünglich waren 

zehn Tage für die Zählung vorgese­

hen, doch wurde diese um fünf Tage 

verlängert, um bis zum 10. Novem­

ber noch nicht erfasste Personen ins­

besondere unter der Wanderbevölke­

rung zu registrieren (SCMP, 11.11.00). 

Der Staatsrat wurde zu der Fristver­

längerung aufgrund von Informatio­

nen veranlasst, nach denen in Hun­

an bis zu zehn Millionen Personen in 

der Zählung nicht auftauchten und in 

Shaanxi zwei Millionen nicht gezählt 

wurden (XNA, 16.11.00; s.a. SCMP, 

14.11.00). Ziel der Regierung ist eine 

möglichst genaue Ermittlung der ak­

tuellen Bevölkerungszahl, eine schwer 

zu bewältigende Aufgabe angesichts 

des großen Umfangs der Bevölkerung 

von geschätzten 1,3 Mrd. Menschen, 
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schlechter Kommunikationsinfrastruk­

tur und teilweise niedrigen Bildungs­

niveaus. Mit der Aufgabe sind 6 Mio. 

Volkszähler betraut, die zuvor inten­

siv geschult wurden. Sie müssen 350 

Mio. Haushalte besuchen und genaue 

Eintragungen vornehmen. Auf jeden 

Volkszähler entfielen rund 150 Haus­

halte. (RMRB, 12.10.00, S.5; s.a. Wall 

Street Journal, Internet Ed., 2.11.00)

Mit dem fünften Zensus hofft die Re­

gierung Klarheit über die folgenden 

sechs Punkte zu gewinnen (vgl. dazu 

GMRB, 23.10.00, B2):

1. Die grundlegende Situation der 

Bevölkerung. Dazu werden ab­

gefragt: Name, Verhältnis zum 

Haushaltsvorstand, Geschlecht, 

Alter, Nationalität und Art des 

Haushalts (Familienhaushalt oder 

Kollektivhaushalt), Adresse, Zahl 

der für den betr. Haushalt regi­

strierten Personen, Geburten und 

Todesfälle in dem betr. Haushalt. 

Aufgrund dieser Angaben lassen 

sich die Gesamtzahl der Bevöl­

kerung, Geschlechts- und Alters­

struktur, ethnische Struktur und 

regionale Verteilung ermitteln.

2. Ermittlung der Wanderbevölke­

rung. Zu diesem Punkt werden 

aufgenommen: Stand der Regi­

strierung des Haushalts, Zustand 

des Haushalts, Geburtsort, Zeit­

punkt der Zuwanderung, Her­

kunftsort, Typ der Wanderung, 

Gründe für die Wanderung, stän­

diger Wohnsitz vor fünf Jahren.

3. Ermittlung des Bildungsstandes. 

Hierzu wird Folgendes registriert: 

Schriftkundigkeit, Bildungsstand, 

Abschlüsse. Anhand der Antwor­

ten zu diesen Fragen lassen sich 

die Zahl der Analphabeten, die 

Wissensstruktur, der Stand der 

neunjährigen Schulpflicht und die 

Zahl der Schulabbrecher erfassen, 

Angaben, die für die Bildungs­

planung, Verteilung der fürs Bil­

dungswesen zur Verfügung stehen­

den Mittel, Planung von Alpha­

betisierungsmaßnahmen usw. äu­

ßerst wichtig sind.

4. Fragen zu den wirtschaftlichen 

Tätigkeiten der Bevölkerung.

5. Fragen zu Familienstand und Ge­

burten. Da die Ehe Voraussetzung 

für die Fortpflanzung ist, werden 

genaue Angaben zur ehelichen Si­

tuation verlangt. Hier werden er­

fragt der eheliche Zustand (le­

dig, Erstehe mit Ehepartner, Wie­

derheirat mit Ehepartner, geschie­

den, verwitwet) und das Datum 

der Eheschließung. Auf diese Wei­

se kann z.B. geprüft werden, ob 

das Gebot der Spätehe eingehal­

ten wird.

6. Fragen zur Wohnsituation. Sie 

wurden zum erstenmal aufgenom­

men, um die Lebensqualität der 

Bevölkerung zu ermitteln.

Wie weit es mit dieser Volkszählung 

gelingt, die aktuelle Bevölkerungszahl 

annähernd genau zu ermitteln, ist sehr 

fraglich. Skepsis ist vor allem aufgrund 

zweier Unsicherheitsfaktoren geboten: 

der Wanderbevölkerung und der sog. 

„schwarzen Babies“. Die Migranten, 

deren Zahl mittlerweile auf bis zu 125 

Millionen geschätzt wird, neigen dazu 

- insbesondere wenn sie in Großstäd­

ten leben -, der Zählung auszuweichen, 

weil sie zu einem großen Teil nicht 

offiziell an ihrem Aufenthaltsort regi­

striert sind oder Repressalien von Sei­

ten der Behörden fürchten. „Schwar­

ze Babies“ sind Kinder, die ohne Ge­

burtserlaubnis geboren wurden und 

daher von den Familien verheimlicht 

werden. Obwohl die Behörden vor dem 

Zensus immer wieder dazu aufgerufen 

hatten, alle bislang nicht registrierten 

Babies zählen zu lassen, und sie mehr­

fach versichert hatten, die Daten wür­

den nicht weitergegeben und es seien 

bei Verletzung der Geburtenregelung 

keine Strafen zu befürchten, misstraut 

die ländliche Bevölkerung zumal in är­

meren Provinzen, wo dieses Problem 

besonders gravierend ist, den offiziel­

len Beteuerungen.

Doch nicht nur auf dem Lande ver­

stecken sich die Bewohner vor den 

Volkszählern, auch in den modernen 

Metropolen versuchen viele Einwoh­

ner, die normal registriert sind und 

nur ein Kind haben, die Zählung zu 

umgehen. Der Grund für dieses neu­

artige Phänomen, das es bei der letz­

ten Volkszählung noch nicht gab, liegt 

darin, dass manche Leute ihre Pri­

vatsphäre durch die sehr detaillier­

ten Fragen verletzt sehen. Ein weite­

res Phänomen in den Großstädten ist, 

dass zahlreiche Bewohner nicht dort 

leben, wo sie registriert sind, sei es, 

dass sie Zugang zu besseren Schulen 

für ihr Kind haben wollen, oder sei es 

aus anderen Gründen. In Beijing sol­

len rund 2,9 Millionen Menschen nicht 

an ihrer registrierten Adresse leben. 

(Vgl. dazu SCMP. 11.. 16., 17.11.00)

Die offiziell mit der Zählung befass­

ten Stellen scheinen vielfach wenig 

Problembewusstsein bezüglich dieser 

Schwierigkeiten zu haben. So verlau­

tete z.B. aus der Provinz Hunan, dass 

man die Bevölkerung der Provinz ord­

nungsgemäß vollständig gezählt habe 

und dass das Gerücht, dort seien 10 

Millionen Menschen nicht berücksich­

tigt worden, nicht stimme (RMRB. 

19.11.00, S.4). Einige Zeitungen auf 

dem Festland sollen zwar berichtet ha­

ben, dass korrupte Beamte auf dem 

Lande teilweise illegale „Zensusgebüh­

ren“ erhoben hätten, was die Regie­

rung bereits im Vorfeld verboten hat­

te. Die Rede ist auch von unkoope­

rativen Kadern auf lokaler Ebene, die 

sich nicht dem Vorwurf aussetzen wol­

len, die Geburtenregelung nicht durch­

gesetzt zu haben, und von unfähigen 

Zensusmitarbeitern, die Unterzählun­

gen nicht nachgehen oder nicht mer­

ken. Doch auf höherer Ebene scheint 

man solche Unregelmäßigkeiten eher 

herunterzuspielen. Von Seiten des für 

den 5. Zensus verantwortlichen Büros 

in Beijing z.B. werden die Ungenauig­

keiten, die durch nicht gemeldete Ge­

burten entstehen könnten, für minimal 

gehalten. Dort wird das Hauptpro­

blem bei der Wanderbevölkerung gese­

hen (vgl. SCMP, 14. u. 17.11.00). Vor 

allem aber wird betont, dass dieser 

Zensus auf der Grundlage der neue­

sten Technologie durchgeführt wird 

(vgl. RMRB, 8.11.00, S.5), wodurch 

suggeriert werden soll, er sei so genau 

wie nie zuvor, -st-

27 Sprach- und Schriftgesetz

Am 31. Oktober 2000 hat der Stän­

dige Ausschuss des NVK ein Ge­

setz über die allgemein gebräuchli­

che Sprache und Schrift in der V R 

China verabschiedet (Wortlaut abge­

druckt in GMRB, 1.11.00, A2 und 

RMRB, 2.11.00, S.5). Es tritt am 1. 

Januar 2001 in Kraft. Es besteht aus

28 Paragraphen. Zweck des Gesetzes 

ist, „die Standardisierung und Normie­

rung der allgemein in China gebräuch­

lichen Sprache und Schrift sowie de­

ren gesunde Entwicklung“ zu fördern. 

Zudem soll das Gesetz die „staatliche 

Souveränität und nationale Würde“ 
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bewahren und der Einheit des Landes 

sowie dem Zusammenschluss der Na­

tionalitäten dienen.

Die wichtigsten Bestimmungen des 

Gesetzes sind die Folgenden:

In Schulen und anderen Bildungs­

einrichtungen müssen Putonghua, 

d.h. die Allgemeinsprache oder das 

Hochchinesische, und die normierten 

Schriftzeichen, d.h. vor allem die of­

fiziellen Kurzzeichen, verwendet wer­

den. Ausnahmen, so heißt es, seien 

in anderen Bestimmungen geregelt. 

(Sie betreffen Gebiete autonomer Ver­

waltung, in denen in den Schulen 

in der Sprache der betr. Nationalität 

unterrichtet werden darf.) In allen chi­

nesischsprachigen Veröffentlichungen 

müssen die allgemein gebräuchliche 

Sprache und die normierten Schriftzei­

chen verwendet werden. Gleiches gilt 

für Rundfunk, Fernsehen und Film, 

für öffentliche Plätze, Reklame, La­

denschilder, Namen von Firmen, Un­

ternehmen und Organisationen und 

für Verpackungen und Erklärungen 

aller in China vermarkteten Waren.

Fremdsprachliche Ausdrücke in Wort 

und Schrift dürfen in chinesischen Ver­

öffentlichungen nur benutzt werden, 

wenn es unbedingt erforderlich ist, 

und müssen jeweils ins Chinesische 

übersetzt werden. Muss in Rundfunk 

und Fernsehen eine Fremdsprache ver­

wendet werden, so muss die Geneh­

migung der Zentralregierung eingeholt 

werden. Wenn bei öffentlichen Ser­

viceeinrichtungen und Firmen fremd­

sprachliche Schrift erforderlich ist, 

muss in jedem Falle der Text zugleich 

auf Chinesisch beigegeben werden.

Auch bezüglich Dialekten gibt es Aus­

nahmen. So darf Dialekt verwendet 

werden: 1. im öffentlichen Dienst, 

wenn erforderlich, 2. in Rundfunk und 

Fernsehen, wenn von der Zentralregie­

rung genehmigt, 3. in Theater, Film 

und anderen Kunstformen, wenn er­

forderlich, und 4. in Veröffentlichun­

gen, im Unterricht und in der For­

schung, wenn unbedingt erforderlich.

Ebenso sind im Schriftgebrauch Ab­

weichungen von den standardisierten 

Kurzzeichen erlaubt; so können Lang­

zeichen und Schreibvarianten benutzt 

werden: 1. bei alten Texten, 2. bei Fa­

miliennamen (nur Schreibvarianten), 

3. in Kalligraphie, Siegelschnitzerei 

und anderen Kunstwerken, 4. in hand­

schriftlichen Inschriften und Aushän­

geschildern, 5. in Veröffentlichungen, 

Unterricht und Forschung, wenn erfor­

derlich, 6. bei besonderen Umständen, 

wobei allerdings die Genehmigung des 

Staatsrats einzuholen ist.

Deutlich wird in dem Gesetz er­

klärt, dass das Hanyu Pinyin lediglich 

ein „Hilfsmittel" für die Transkribie- 

rung und die phonetische Wiedergabe 

chinesischer Schriftzeichen ist. Damit 

wird die seit Mitte der achtziger Jah­

re erkennbare Schriftpolitik bestätigt, 

wonach das ursprünglich einmal an­

gestrebte Ziel einer Latinisierung der 

chinesischen Schrift aufgegeben wur­

de. Das Pinyin hat - wie schon lange 

auch international geregelt - als Stan­

dardumschrift zu gelten, insbesondere 

bei chinesischen Personennamen, geo­

graphischen Namen usw. Auch soll das 

Pinyin auf der Grundschulstufe ge­

lehrt werden.

Schließlich regelt das Gesetz, dass der 

Staat grundsätzlich die Leitung, Kon­

trolle und Aufsicht über den Sprach- 

und Schriftgebrauch hat. Die Ge­

samtkontrolle liegt bei der Zentral­

regierung, während die zuständigen 

Ämter der Lokalregierungen für den 

Sprach- und Schriftgebrauch in ihrem 

Zuständigkeitsbereich verantwortlich 

sind. Wer die Bestimmungen des Ge­

setzes nicht einhält, wird zur Rechen­

schaft gezogen und muss Verstöße kor­

rigieren.

Die Sprach- und Schriftpolitik der VR 

China ist seit Beginn der Reformpe­

riode immer mehr zu einem Instru­

ment chinesischer Kulturpolitik ge­

worden und ist dabei Ausdruck ei­

nes starken kulturellen Nationalismus. 

Zum einen soll der generelle Gebrauch 

des Putonghua und der normierten 

Kurzzeichen in ganz China die Ein­

heit des Landes dokumentieren, zum 

anderen sollen die chinesische Spra­

che und Schrift frei von fremdsprach­

lichem Einfluss bleiben. Die Vertreter 

der insgesamt konservativen Sprach- 

und Schriftpolitik plädieren seit nun­

mehr bald zwei Jahrzehnten für die 

Reinhaltung der chinesischen Sprache 

von Fremdwörtern, insbesondere von 

Einflüssen des Englischen. Dieser Ein­

fluss geht jedoch unaufhaltsam weiter, 

vor allem in den Bereichen Informa­

tik, Wissenschaft und Technik, aber 

auch in der Wirtschaft und im Unter­

haltungsbereich. Die Entwicklung der

Sprache per Gesetz regeln zu wollen 

scheint jedoch kein leichtes Unterfan­

gen, wenn nicht überhaupt unmöglich 

zu sein, -st-

Außenwirtschaft

28 20 Jahre Sonderwirtschafts­

zone Shenzhen

Mitte November feierte die älteste 

Sonderwirtschaftszone (SWZ) Shen­

zhen ihr 20-jähriges Bestehen. Staats­

präsident Jiang Zemin betonte in sei­

ner Ansprache zu den Feierlichkeiten 

in Shenzhen, dass die Entwicklung der 

SWZ ein wichtiger Teil beim Auf­

bau des Sozialismus mit chinesischen 

Merkmalen sei. (XNA, 15.11.00) Jiang 

nahm an der Enthüllung einer sie­

ben Meter hohen Bronzestatue teil, 

die Deng Xiaoaping zeigt, der als Ar­

chitekt der chinesischen Wirtschafts­

reform gilt. (SCMP, 15.11.00)

Wang Menkui, Direktor des Develop­

ment Research Center des Staatsrates, 

wies während der Feierstunde nicht 

nur auf die erstaunlich hohen Wachs­

tumsraten der SWZ hin, sondern vor 

allem auf die Vorreiterrolle Shenzhens. 

Während aus Sicht der heutigen sozia­

listischen Marktwirtschaft Shenzhens 

Politik nichts Besonderes mehr bie­

te, habe die SWZ in den Anfangsjah­

ren der außenwirtschaftlichen Öffnung 

Pionierarbeit geleistet.

Nach Einschätzung von Li Yiping, be­

kannter Ökonom an der People’s Uni- 

versity of China, war das erfolgrei­

che Beispiel der SWZ der Auslöser 

für die Entscheidung, die sozialistische 

Marktwirtschaft einzuführen. Die Rei­

se Deng Xiaopings in die SWZ im Jah­

re 1992 sei hierbei von historischer Be­

deutung für den Richtungswechsel ge­

wesen.

Die ehemals als Präferenzpolitik be­

schriebenen Freiheitsgrade für die 

Shenzhener Wirtschaft gelten heu­

te nicht mehr als etwas Besonde­

res. Shenzhen selbst habe sich in den 

letzten Jahren stärker auf die Ent­

wicklung einer wissensbasierten Wirt­

schaft konzentriert. Hierdurch seien 

neue und Hightech-Produkte der Mo­

tor für Shenzhens Wachstum gewor­




